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Gehört der 
islam zu 
Deutschland? 


Der Der 


Islam gehört zu Islam gehört nicht 
Deutschland. - zu Deutschland. 
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Der 
Islam, diese 


* Der von Bernd Rill in »Kemal Atatürk« (Rowohlt, Reinbek 
2011) zitierte Ausspruch von Atatürk, dem »Vater der Tür- 


ken«, mußte auf anwaltlichen Rat geschwärzt werden. MM Kemal Atatürk (1881-1938) 
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Das offene Wort 


Was schert uns 
das Volk? 


Auch der höchste Repräsen- 
tant unseres Staates hat sein 
renitentes Volk belehrt: 


»Der Islam gehört zu Deutsch- 
land«, Muslime seien Teil der 
Gesellschaft in Deutschland, 
erklärte er in einem Interview 
mit der Mainzer Mediengrup- 
pe VRM am 20.3.2018. 


Trotz aller volkspädagogi- 
schen Erziehungsarbeit ist 
der überwiegende Teil der 
Deutschen aber immer noch 
anderer Meinung: 


e Bei einer INSA-Wähler- 
umfrage vom 16.-19.3.2018 
stimmten nur 22 Prozent der 
Aussage »Der Islam gehört 
zu Deutschland« zu. 61 Pro- 
zent lehnten diese Aussage 
ab, der Rest sagte »weiß 
nicht« oder machte keine An- 
gaben. 


e Eine Civey-Umfrage für 
Die Welt am 18.3.2013 er- 
gab: Sogar 76 Prozent der 
Befragten erklärten, der Islam 
gehöre nicht zu Deutschland. 
Dieser Aussage stimmten 61 
Prozent »vollkommen zu«, 15 
Prozent sagten »stimme eher 
ZUK«. 


Auf das Volk könne man aber 
nicht immer hören in einer 
Demokratie, tönt es aus dem 
Berliner Olymp. Und das 
schon gar nicht, wenn es um 
das in der Geschichte einzig- 
artige Jahrhundertexperiment 
geht, das angestammte Volk 
durch eine multiethnische 
»bunte Bevölkerung« zu er- 
setzen. 


Das Volk würde ja auch der 
Todesstrafe für Kinder- und 
Messermörder zustimmen, 
heißt es — und das gehe ja 
gar nicht. 
Sollte meine Tochter abge- 
stochen werden, hätte ich da 
eine ganz eigene Meinung. 
Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Der »Vater der Türken« 


Mustafa Kemal Pascha (geb. 
1881), seit 1934 mit dem Nach- 
namen Atatürk, gilt als der Be- 
gründer der »modernen Türkei« 
und war von 1923 bis zu seinem 
Tod 1938 erster Präsident der 
nach dem Ersten Weltkrieg aus 
dem Osmanischen Reich hervor- 
gegangenen Republik. 


Seine Verdienste als Offizier im 
Ersten Weltkrieg und anschlie- 
ßend beim siegreichen Kampf 
gegen die bis nach Anatolien 
vorgedrungenen Griechen haben 
ihn zur Symbolfigur türkischen 
Nationalbewußtseins werden 
lassen. 


Als Machtpolitiker, der die Mo- 
dernisierung seines Landes 
nach westlichem Vorbild beharr- 
lich vorantrieb, hatte er mit der 
Abschaffung von Sultanat und 
Kalifat sowie mit weitreichenden 
gesellschaftlichen Reformen 
(z.B. Abschaffung der Scharia, 
Kopftuchverbot, Einführung des 
gregorianischen Kalenders, Ver- 
bot religiöser Parteien) eine neue 
Staatsform geschaffen. 


Bis 1928 wurde die osmanische 
Sprache nach islamischer Tra- 
dition in der arabischen Schrift 
notiert. Mustafa Kemal ließ die- 
se durch das lateinische Alpha- 
bet ersetzen, das der türkischen 
Sprache besser entsprach und 
sich mit weniger Zeitaufwand er- 
lernen ließ. 


1934 wurden per Gesetz Fami- 
liennamen vorgeschrieben. Vor- 
her war es üblich, ähnlich wie in 
arabischen Staaten, Stammes- 
namen, gefolgt vom Vornamen 
des Vaters und dem eigenen Vor- 
namen zu verwenden. Mustafa 
Kemal wurde daraufhin von der 
türkischen Nationalversammlung 
der Familiennamen Atatürk (Va- 
ter der Türken) verliehen. 


Eine grundlegende Umwälzung 
der gesellschaftlichen Strukturen 
bedeuteten auch die Schritte zur 
Gleichberechtigung der Frau, die 
in einer Neuordnung des eheli- 


SPIEGEL DER ZEIT 


chen Scheidungsrechts, in der 
rechtlichen Gleichstellung von 
Mann und Frau, in der Förderung 
einer höheren Schulbildung mit 
Universitätszugang und im Wahl- 
recht zum Ausdruck kamen. 


Mustafa Kemal Atatürk drängte 
den Einfluß des Islams in der 
Türkei zurück. 


Heute, unter Präsident Erdo- 
gan, erobert der Islam nicht 
nur die Türkei zurück, sondern 
strebt die Eroberung ganz 
Europas und insbesondere 
Deutschlands an, während 
sich die Kanzlerin in Besänfti- 
gungs-Phrasen und Herr See- 
hofer in \Wahlkampfparolen 
(Landtagswahl in Bayern im 
Herbst!) ergehen. 


ZUM NACHDENKEN: 


»Sie wundern sich, daß 
die Moscheen sich so 
schnell leeren, obwohl 
sie niemand schließt? 
Der Türke war von 
Hause aus kein Mus- 
lim, die Hirten kennen 
nur die Sonne, Wol- 
ken und Sterne; das 
verstehen die Bauern 
auf der ganzen Erde 
gleich, denn die Ern- 


te hängt vom Wetter 
ab. Der Türke verehrt 
nichts als die Natur. 
[...] Ich lasse jetzt auch 
den Koran zum ersten 
Mal auf Türkisch er- 
scheinen, ferner ein 


Leben Muhammads 
übersetzen. Das Volk 
soll wissen, daß über- 
all ziemlich das Glei- 
che steht ...« 

Mustafa Kemal, 1928 
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Die Lüge beginnt beim ersten Wort 


kleinen Leuteu 


Dieses denkwürdige Motto hat 
Horst Seehofer (CSU) für die 
neue Regierung geprägt. Was 
wir von dieser neuen Regierung 
zu erwarten haben, läßt aber Bö- 
ses ahnen. 


Vorab: Es ist eine unglaubliche 
Arroganz der angeblichen »Eli- 
te«, die Mehrheit des Volkes als 
»die kleinen Leute« zu bezeich- 
nen. Diese Leute sind der Sou- 
verän und die von ihnen gewähl- 
ten und bezahlten Regierenden 
sind ihre Dienstleister! Und sie 
ist keine »Große Koalition«, 
sondern eine kleine, denn sie 
kann sich nur auf 53 Prozent der 
Wähler und auf noch viel weni- 
ger, nämlich nur 40 Prozent der 
Wahlberechtigten, berufen. 


Ein Finanzminister 
unter Betreuung 
von Goldman Sachs 


Als Vizekanzler und Finanzmi- 
nister dieser »GroKo« fungiert 
der ehemalige Erste Bürgermei- 
ster von Hamburg, Olaf Scholz 
(SPD). Der hat sich offenbar mit 
dem Zusammenbruch der HSH 
Nordbank für höhere Aufgaben 
empfohlen. 


Die Skandal-Landesbank von 
Hamburg und Schleswig-Hol- 
stein wurde verkauft. 


Was wir von diesem neuen Fi- 
nanzminister zu erwarten haben, 
läßt Böses ahnen: Alles an die- 
sem Verkauf ist ein Skandal: 


»Cerberus«: 
der Name sagt alles! 


Käuferin ist das berüchtigte glo- 
bal operierende Rüstungs- und 
Verleihunternenhmen von Söld- 
nerarmeen namens Cerberus, 
die zum Beispiel in der Ukraine, 


im Orient und in Afrika mit US- 
amerikanischem Geld Kriege 
führen, weil diese Kriege rechts- 
widrig und so brutal geführt wer- 
den, daß die US-Regierung sich 
wegen der Rechtsfolgen nicht 
traut, eigene Truppen einzuset- 
zen. Die Käuferin ist also mora- 
lisch so ziemlich das Letzte, was 
an Investoren in der Welt auf 
dem Markt ist. 


Öffentliche Institutionen dürften 
mit solchen Kriegs- und Kriminal- 
organisationen keine Geschäfte 
machen. Hamburg hat es unter 
dem Vorsitz von Herrn Scholz 
trotzdem gemacht. Der Name 
stammt aus der griechischen 
Mythologie: Cerberus (oder 
Zerberus) war der dreiköpfige 
Wachhund an den Pforten der 
Unterwelt. 


Milliarden-Schulden 
für den Steuerzahler 


Der Kaufpreis betrug eine Milli- 
arde Euro — allerdings müssen 
die Verkäufer (die beiden Bun- 
desländer Hamburg und Schles- 
wig-Holstein) noch je ca. sieben 
Milliarden Euro, also insgesamt 
14 Milliarden Euro Schulden 
übernehmen und damit den 
deutschen Steuerzahler für die 
Unfähigkeit öffentlicher Amateur- 
banker und von der Hochfinanz 
eingesetzter Spekulanten büßen 
lassen. Statt daß aber deswe- 
gen ein Aufschrei der Entrüstung 
durch unsere Medien ginge, 
wird das Ergebnis von unseren 
Regierungspropaganda-Medien 
auch noch gefeiert, der Pleitier 
Scholz hat sich damit sogar für 
das Bundesfinanzministerium 
qualifiziert. 


Geld regiert die Welt 


Der Skandal um die HSH Nord- 
bank ist ein Musterfall für die 
von der Hochfinanz korrumpierte 
Bankenwelt zu hemmungslosen 
Spekulationsanstalten, zum Miß- 
brauch der Währungen und der 


Banker an die Macht! 


Nach diesem Motto hat der 
neue Bundesfinanzminister 
Olaf Scholz (SPD) seine Tä- 
tigkeit begonnen: Als eine 
seiner ersten Entscheidun- 
gen teilte er mit, daß er einen 
Herrn Jörg Kukies als Staats- 
sekretär ins Finanzministeri- 
um holen wird. 


Dieser Herr Kukies ist nicht 
irgendein Finanzexperte und 
Investmentbanker einer ge- 
wöhnlichen Bank, sondern 
Geschäftsführer der Gold- 
man, Sachs & Co. Wertpapier 
GmbH und einer von zwei 
Chefs der Goldman Sachs 
AG in Deutschland. 


Diese Bank gilt nicht nur bei 
»Linken« als Verkörperung 
des anglo-amerikanisch ge- 
prägten Finanzkapitalismus, 
dem die soziale Marktwirt- 
schaft ein Greuel ist. 


In den USA ist es üblich, daß 
Investmentbanker auf Regie- 
rungsposten wechseln. Hank 
Paulson, Chef von Goldman 
Sachs, wurde Finanzminister 
unter George W. Bush. Ste- 
ven Mnuchin, jetzt Finanz- 
minister unter Trump, war 
früher ebenfalls bei Goldman 
Sachs, ebenso in Europa der 
Chef der Europäischen Zen- 
tralbank, Mario Draghi. 


Mit Jörg Kukies sitzt diese 
ehrenwerte Gesellschaft nun 
auch in der Bundesrepublik 
an den Schalthebeln der 
Macht. 


Über Herrn Kukies als deut- 
schen Staatssekretär für Eu- 
ropa- und Finanzmarktpolitik 
werden sich Herr Macron 
und die anderen »Europäer«, 
die mit Bankenunion und ge- 
meinsamer Staatshaftung an 
unser Geld wollen, freuen. 


Wir befürchten Schlimmes! 


IM GRIFF DER GELDHERRSCHAFT 
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Finanzindustrie, für die weltweite 
Konzentration des Kapitals (Dol- 
lar-Imperium) und für die Hem- 
mungslosigkeit und den morali- 
schen Verfall unserer führenden 
Banker und Finanzpolitiker: 


Vor 150 Jahren hat Amschel 
Rothschild entdeckt, daß die 
wirksamste Form von »Herr- 
schaft« über ein Land nicht Mili- 
tär und Politik, sondern das Geld 
ist. 


»Wer das Geld hat, der 
beherrscht die Welt.« 


Diese Macht über das Geld hat 
die Hochfinanz durch die Grün- 
dung von formal öffentlichen, in 
Wirklichkeit aber privaten Zen- 
tralbanken wie der FED (Federal 
Reserve Bank) oder durch mit 
ihren Leuten besetzte formal- 
staatliche Zentralbanken wie der 
EZB (Europäische Zentralbank) 
geschaffen, so daß die führen- 
den Zentralbanken der west- 
lichen Welt in der Hand eines 
Finanzsyndikats eine geschlos- 
sene Machtgruppe bilden: 


»Da Geld an jeder geschäftlichen 
Transaktion beteiligt ist, und da 
ganze Zivilisationen buchstäb- 
lich mit der Qualität ihres Geldes 
aufsteigen oder untergehen, re- 
den wir hier über eine enorme 
Macht, die im Verborgenen ope- 
riert. Es ist die Macht, Illusionen 
zu schaffen, die zunächst ganz 
real erscheinen. Genau da liegt 
der Kern der Macht der FED«. 
So Ron Paul in »Befreit die Welt 
von der US-Notenbank«. Und 
weiter: »Die Koalition aus Staat 
und Großbanken bildet das ent- 
scheidende Rückgrat für die 
Zentralisierung von Geld und 
Kredit«. 


Gefangene 
im Schuldenturm 


Die Regierungen der verschul- 
deten Staaten, auch die deut- 
sche, versuchen, mit immer hö- 
heren Sozialwohltaten für immer 
größere Wählergruppen, die mit 
Krediten der internationalen Ban- 
ken finanziert werden, das Wäh- 


www.un-nachrichten.de 


lervolk ruhigzustellen. Für das 
Finanzkapital sind diese Kredite 
ein Herrschaftsinstrument, zu- 
mal es unbegrenztes Geld für 
solche Machenschaften durch 
ihr gehörende Zentralbanken 
schaffen kann. Es wird einfach 
neu gedruckt bzw. elektronisch 
multipliziert. 


»Diese Geldschwemme ist die 
Macht, mit welcher die US- 
Hochfinanz die gesamte Welt 
beherrscht, sich durch Kredite 
dienstbar macht und diejenigen, 
welche ihr Geld angenommen 
haben, zu dauernden Schuld- 
untertanen werden läßt. |...] Die 
neue Form der Welteroberung 
liegt nur darin, daß sie nicht 
mehr vornehmlich militärisch 
Völker unterjocht, sondern den 
Völkern zuerst übermäßig Kre- 
dite andient, um mit Hilfe von 
deren Schulden und Verzinsung 
die finanzielle und wirtschaft- 
liche Herrschaft über dieses 
Volk zu erringen (Schuld-Zins- 
Knechtschaft). Das Ergebnis 
ist gleich: Auf beiden Wegen 
werden Völker dauerhaft tribut- 
pflichtig zu abhängigen Vasallen 
gemacht.|...]| Die Weltherrschaft 
der US-Hochfinanz mit Hilfe 
von hemmungslos gedrucktem 
Geld, Krediten und Zinsen ist die 
neue Form des Imperialismus, 
die nicht mehr auf Bajonetten, 
sondern auf Schulden baut und 
damit über 100 Länder der Welt 
unterworfen hat.« (Hamer, »Der 
Welt-Geldbetrug«, S. 39 ff). 


So sind im Ergebnis finanziell 
alle Akteure miteinander ver- 
zahnt und voneinander abhän- 
gig: Das Finanzsyndikat muß 
mit ständig neu gedrucktem Illu- 
sionsgeld ständig neue Kredite 
schaffen, die Staaten dagegen 
müssen ständig neue Kredite 
aufnehmen (so daß es inzwi- 
schen zur höchsten Weltver- 
schuldung aller Zeiten gekom- 
men ist) und die Banken sind 
nicht nur Mittler der Zentralbank- 
gelder an die Staaten, sondern 
spekulieren auch selbst immer 
hemmungsloser. Dennoch kann 
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es keiner der Akteure wagen, 
den anderen zugrunde gehen zu 
lassen, weil mit einem einzigen 
Loch die gesamte Finanzblase 
platzen würde. Dies ist auch der 
Hintergrund, weshalb einer zur 
US-Hochfinanz gehörenden »In- 
vestoren« die HSH Nordbank, 
nicht aber deren Schulden, über- 
nommen hat, die zum Erhalt der 
Schuldknechtschaft abgetrennt 
und »sozialisiert« wurden. 


Gewinner und Verlierer 


Der »HSH-Nordbank-Deal« un- 
ter der Aufsicht des Herrn Scholz 
dürfte Muster für den unver- 
meidliich kommenden Zusam- 
menbruch der Finanzblase sein. 
Platzt diese, werden der auf 
Scheingeld beruhende Schein- 
wohlstand in den verschuldeten 
Ländern zusammenbrechen, 
die Bevölkerung verarmen, die 
Privatbanken zerplatzen, viele 
überschuldete Länder in einen 
Staatskonkurs fallen, aber die 
Hochfinanz Gewinner dieses Zu- 
sammenbruchs bleiben: Sie hat 
dafür gesorgt, daß z. B. in Euro- 
pa nicht Einzelstaatsbankrotte, 
sondern die gesamten EURO- 
Mitgliedsländer für alle Staats- 
und Bankenschulden haften 
(durch Schulden,- Haftungs-, Fi- 
nanz-, Bankenunion und ESM). 


Verlierer dagegen werden die 
Steuerzahler dieser und der 
nächsten Generation, die mit- 
telständischen Unternehmer, 
Arbeitnehmer, Sparer und Rent- 
ner. Die Schulden werden »in 
gemeinsamer Verantwortung« 
(Merkel) sozialisiert, das heißt, 
dem »kleinen Mann« aufgebür- 
det. 

Den dafür zuständigen Staats- 
sekretär von Goldman Sachs 
hat der neue Finanzminister 
und Vizekanzler Olaf Scholz 
schon angestellt. 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 


AM SCHALTHEBEL DER MACHT 
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Offenbar 
nicht mehr überall! 


Der Nachwuchsmangel bei der 
Polizei ist längst kein Geheimnis 
mehr. Und auch der Mehrbedarf 
an Polizisten ist allgemein be- 
kannt. Die steigende Ausländer- 
kriminalität, die ost- und südost- 
europäischen Banden im Land 
ohne Grenzen, die Herrschaft 
krimineller Familienclans über 
manche Stadtteile haben das 
Sicherheitsgefühl der Bürger auf 
den Nullpunkt gebracht. Beson- 
ders ältere Menschen trauen sich 
bei Dunkelheit nicht mehr auf die 
Straße, doch auch am hellich- 
ten Tag fehlt der »Schutzmann 
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an der Ecke«, um ein Auge auf 
Diebe und Räuber zu haben. 


Das ist sogar — man glaubt es 
kaum! — der neuen »GroKo« klar 
geworden, die wegen des Stim- 
menrückganges um das verloren 
gegangene Vertrauen der Wähler 
wirbt. Im Koalitionsvertrag heißt 
es: 


»Wir stärken die Sicherheit 
in Deutschland: Pakt für den 
Rechtsstaat mit 15.000 neuen 
Stellen für die Sicherheitsbe- 
hörden in Bund und Ländern 
und 2000 neuen Stellen in der 
Justiz.« 


Doch woher nehmen bei nahe- 
zu Vollbeschäftigung und den 
Klagen der Wirtschaft, die keine 
qualifizierten Auszubildenden 
mehr findet, die lesen, schreiben 
und rechnen können? Langzeit- 
arbeitslose umschulen? Oder 
besser mehr Migranten und Aus- 
länder für den Polizeiberuf aus- 
bilden? 


Diese Idee wird in manchen Bun- 
desländern schon praktiziert: 
Ausländische Polizisten könnten 
die Verdächtigen oder Täter 
besser in ihrer Heimatsprache 
ansprechen und für Verständnis 
und »Deeskalation« sorgen. Bei 
mehr als 20 Prozent »Bürgern mit 
Migrationshintergrund« müsse 
dieser Prozentsatz auch bei den 
Polizeibeamten erreicht werden. 


Schöne Zukunft ...! 


In Städten und Kreisen, in de- 
nen der Ausländeranteil — ob mit 
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Die Polizei - dein Freund und Helfer? 


oder ohne deutschem Ausweis — 
demnächst die 50-Prozent-Marke 
überschreiten wird (seht Euch die 
Schülerzahlen in unseren Schu- 
len an!), sollen wir nach Gutmen- 
schenansicht dann von mehr- 
heitlich ausländischen Polizisten 
bewacht oder gar überwacht wer- 
den? 


In Berlin wird 
diese »Vielfalt« geprobt 


Laut offiziellen Angaben hätten 
bereits jetzt 45 Prozent von den 
rund 1.200 Polizeianwärtern für 
den mittleren Dienst in Berlin ei- 
nen Migrationshintergrund. 


DEUTSCHLAND HEUTE 
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POLIZEIKONTROLLE 


Polizeikontrolle 
mal ganz anders 


»Eine Studentin der Berliner 
Hochschule für Wirtschaft 
und Recht (HWR) hat wäh- 
rend ihres Praktikums bei 
der Polizei im Stadtteil Schö- 
neberg heimlich Unterla- 
gen fotografiert und in einer 
WhatsApp-Gruppe verbrei- 
tet. Bei den Bildern handelt 
es sich nach Polizeiangaben 
um Fahndungsfotos, die im 
Intranet veröffentlicht waren, 
sowie um einen bundeswei- 
ten polizeiinternen Warnhin- 
weis. 


Die 2O-Jährige belegt an 
der Hochschule den Studi- 
engang "Öffentliche Verwal- 
tung". Die HWR bildet unter 
anderem für den gehobenen 
Dienst bei der Polizei aus — 
die Studentin sei aber "keine 
Polizeischülerin", wie eine 
Polizeisprecherin sagte. Sie 
studiere in der Verwaltungs- 
laufbahn. 


Bei den Dokumenten, die 
die Praktikantin heimlich ab- 
fotografiert hat, soll es sich 
um Fahndungsfotos zu ei- 
ner arabischen Großfamilie 
handeln. Die Studentin habe 
selbst einen arabischen 
Migrationshintergrund und 
habe sich gewünscht, ihr 
Praktikum im Polizeiab- 
schnitt 41 in Schöneberg zu 
absolvieren. Ob die junge 
Frau gezielt nach Informa- 
tionen über die Fahndung 
gesucht hat, wurde nicht be- 
kannt.« 


SPON, 9.11.2017 
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Laut Beschluß einer Innenmini- 
sterkonferenz im Jahre 1993 sei 
es in Berlin wie auch in anderen 
Bundesländern möglich, sich 
auch als ausländischer Staats- 
bürger bei der Polizei zu bewer- 
ben und angenommen zu wer- 
den. 


Hinter vorgehaltener Hand bestä- 
tigen Polizeiführer warnend, daß 
sich vor allem diese Polizeischü- 
ler mit Migrationshintergrund in 
der Regel undiszipliniert und pro- 
vokant verhalten würden. 


»Ich habe Unterricht gehalten 
an der Polizeischule. Ich habe 
noch nie so was erlebt, der 
Klassenraum sah aus wie Sau, 
die Hälfte Araber und Türken, 
[...]. Konnten sich nicht artiku- 
lieren« erklärte ein Ausbilder, 
der anonym bleiben wollte. 
»Das wird ‘ne Zwei-Klassen- 
Polizei, die korrupt sein wird. 
Das sind keine Kollegen, das 
ist der Feind. Das ist der Feind 
in unseren Reihen.« 


Skandal! Skandal! 
und keine Folgen 


Es lief ab wie immer: Ein paar 
Tage waren die Medien voll mit 
Berichten über die desaströsen 
Verhältnisse an der Spandauer 
Polizeiakademie, dann war Ruhe, 
der nächste Skandal machte die 
Schlagzeilen. 
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Laut Medienberichten sollen sich 
inzwischen sogar Angehörige 
krimineller arabischer Großclans 
unter den Polizeischülern in Ber- 
lin befinden. Ein LKA-Beamter 
erklärte laut Berliner Kurier in 
einem offenen Brief, »daß die- 
se Unterwanderung der ara- 
bischen Großfamilien bereits 
begonnen hat.« 


Der Berliner Landesvorsitzende 
der Deutschen Polizeigewerk- 
schaft, Bodo Pfalzgraf, habe 
diese Vorwürfe bestätigt. Diese 
Clans würden bewußt bestimmte 
Familienangehörige von Straf- 
taten freihalten, um sie dann zur 
Polizeiausbildung zu schicken. 
»Die haben natürlich ein ganz 
vitales Interesse daran, genau 
zu wissen, wo und wie der Staat 
funktioniert, wie die Polizei tickt, 
wann Durchsuchungen stattfin- 
den.« 


Eine vertrauenswürdige Polizei 
ist ein tragender Pfeiler eines 
rechtsstaatlichen Staatswesens. 
Wenn auch dieses Urvertrauen 
der Bürger auf die Polizei als 
»dein Freund und Helfer« zuneh- 
mend verloren geht, wäre das 
ein weiterer Sargnagel für den 
»neuen Zusammenhalt für unser 
Land«, den die »GroKo« phra- 
senhaft plakatiert, und ein wei- 
terer Sieg der multiunkulturellen 
Volkszerstörer nach dem Motto 
»We love Volkstod«. 


»DER FEIND IN UNSEREN REIHEN« 
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BdSt: »Aktion Frühjahrsputz 2018« 


In seiner alljähr- 
lichen Aktion durch- 
kämmte der Bund 
der Steuerzahler 
(BdSt) den Bundes- 
haushalt und fand 
seiner Ansicht nach 
unnötige oder über- 
teuerte Ausgaben. 
So prangert der 
Verband an, daß 
die Bundeswehr mit 
sogenannten Streu- 
Artikeln wie Kugel- 
schreibern, Schlüsselbändern 
oder Baumwolltaschen in der 
Höhe von einer Million Euro im 
Jahr um Nachwuchs werbe. Auch 
das Bundesamt für Verfassungs- 
schutz gebe nach Schätzung des 
Steuerzahlerbundes mindestens 
10.000 Euro jährlich für Werbe- 
artikel wie Pfefferminzdosen mit 
dem Aufdruck »Abgehört« aus. 
Auskunft über die konkrete Sum- 
me konnten die Kontrolleure aber 
nicht bekommen, heißt es in ih- 
rem nun veröffentlichten Bericht. 


Digitalisierung 
von Musik-Clubs 


Musik-Clubs liegen der Bundes- 
regierung offenbar besonders am 
Herzen, denn anders kann man 
sich die Subvention von drei Milli- 
onen Euro für ihre Digitalisierung 
nicht erklären. Im Rahmen des 
Förderprogramms »Digitalisie- 
rung für Live-Musikclubs« sollen 
sie fürs digitale Zeitalter fit ge- 
macht werden. Rund zwei Drittel 
der Modernisierungskosten über- 
nehme der Steuerzahler, so der 
Bund. Bereits rund 1,3 Millionen 
Euro seien für diese Zwecke in 
der Vergangenheit geflossen, 
nun sollen nochmals drei Millio- 
nen Euro bis zum Jahr 2019 als 
Zuschuß für neue, digitale Auf- 
führungstechnik an die Club-Be- 
treiber gezahlt werden. 

Laut Bundesregierung nehmen 
die Clubs »als kulturelle Identifi- 
kations- und Begegnungsorte ei- 


Aktion 
Frühjahrsputz 


ne besondere Funk- 
tion« wahr. Der Bund 
der Steuerzahler 
merkte dazu an, daß 
man auch Eckknei- 
pen, Spätverkäufen 
im Kiez oder Ke- 
gelbahnen dieselbe 
Funktion zuschreiben 
könnte, die jedoch 
»aus guten Gründen 
auch keine Förderung 
aus Steuermitteln« er- 
halten würden. 


Geklonte 


Weihnachtsbäume 


Als Beispiel für besonders unnö- 
tige Investitionen kritisierte der 
Steuerzahlerbund die Ausgaben 
des Bundesforschungsministe- 
riums für die Züchtung von ge- 
klonten Weihnachtsbäumen. Seit 
dem Jahr 2012 habe das Ministe- 
rium 2,2 Millionen Euro Steuer- 
geld dafür ausgegeben. 


Ziel des Projekts sei wohl, durch 
»molekularbiologische Methoden 
im Labor eine Super-Nordmann- 
tanne« zu züchten, die massen- 
haft geklont werden könne und 
somit die heimische Tannenbaum- 
produktion beschleunige. 


Doppelter 
Regierungssitz 

Ein weiterer Punkt der scharfen 
Kritik des Verbandes seien die 


unnötigen Ausgaben für den dop- 
pelten Regierungssitz. 


Seit 24 Jahren haben acht Bun- 
desministerien und das Kanz- 
leramt ihren ersten Dienstsitz in 
Berlin, sechs in Bonn. Zudem 
hat jedes Ressort seinen zweiten 
Dienstsitz in der jeweils anderen 
Stadt. Bereits 67 Prozent der Mini- 
steriellen seien in der Hauptstadt 
tätig und deswegen habe ein dop- 
pelter Dienstsitz keinen richtigen 
Sinn mehr. 

Nach Schätzung des Verbandes 
koste die Doppelstruktur etwa 20 
Millionen Euro Steuergeld jährlich. 


Kritikwürdige 
Ausgaben 


Die 8,2 Millionen Euro, die das 
Forschungsministerum den Au- 
tobauern und ihren Zulieferern für 
die Entwicklung des autonomen 
und vernetzten Fahrens zuweist, 
stellt der Steuerzahlerbund eben- 
so in Frage wie die 378.000 Euro 
des Verkehrsministeriums für 
den Kauf von Elektro-Lkw. 


Da wären auch noch sechs Milli- 
onen Euro für staatliche Reisebü- 
ros, 720.000 Euro für Kunststoffe 
aus Kaffeesatz oder 153.000 
Euro für den »kostenlosen« Ver- 
leih von Lastenrädern, die der 
Verein anprangert. 


Zwar stehen die Haushaltsbe- 
ratungen erst noch bevor, aller- 
dings lasse sich jetzt schon ein 
Sparpotenzial für dieses Jahr von 
mehr als 20 Milliarden Euro vor- 
hersagen, so der Präsident des 
Bundes der Steuerzahler, Reiner 
Holznagel, bei der Vorstellung 
der Aktion. 


35 Staatsekretäre 


Mit nunmehr 35 Posten für 
Staatssekretäre und Staats- 
minister hat die nun im Amt 
befindliche »GroKo« ein 
neues Hoch erreicht. 


Zu jedem einzelnen Posten 
gehören neben dem zusätz- 
lichen Amtsgehalt ein perso- 
nenbezogener Dienstwagen 
samt Fahrer und ein einge- 
richtetes Büro samt Personal. 


Laut Steuerzahlerbund ko- 
stet jeder einzelne Parlamen- 
tarische Staatssekretär die 
Steuerzahler jährlich etwa 
eine halbe Million Euro. 


Parlamentarischer Staats- 
sekretär bzw. Staatsminister 
wird man, wenn man als 
eifriger Parteisoldat bei der 
Verteilung der Ministerposten 
leer ausgegangen ist. 


20 MILLIARDEN FÜR NONSENS! 
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Der Zorn wächst, nicht nur ganz unten 


Die DDR-Bürgerrechtlerin Vera 
Lengsfeld wurde im Januar 1988 
auf dem Weg zu einer Demons- 
tration im Ostteil Berlins verhaf- 
tet. Nach ihrer Untersuchungs- 
haft im zentralen Stasi-Gefängnis 
verurteilte sie ein DDR-Gericht 
wegen »versuchter Zusammen- 
rottung« zu sechs Monaten Haft. 


Heute befürchtet sie erneut das 
Heraufkommen einer Gesin- 
nungsdiktatur und das Ende der 
Meinungsfreiheit. 


Um ihre Solidarität mit all denen 
zu bekunden, die gegen diese 
Entwicklung schon jetzt auf die 
Straße gehen und friedlichen 
Widerstand leisten, startete sie 
pünktlich zur Leipziger Buchmes- 
se die Initiative »Gemeinsame 
Erklärung 2018«. 


Nun wird versucht, die Bürger- 
rechtlerin mundtot zu machen: 
»Das ist den Inhalten und der 
Sprache nach durchaus mit Pe- 
gida zu vergleichen«, heißt es 
im zwangsgebühren-finanzierten 
Deutschlandfunk Kultur. \Wei- 
ter wird Vera Lengsfeld geistige 
»Schlichtheit« unterstellt. 


Glaubt man dem Schreiberling 
der Leipziger Volkszeitung, ge- 
hören die Unterzeichner in eine 
Reihe mit »Identitären, Hooligans 
und rechtsextremen Kadern«. 


Neben den Erstunterzeichnern 
(siehe nebenstehenden Kasten) 
wurde diese Erklärung mit Stand 
vom 26.3.2018 von weiteren 995 
namhaften Wissenschaftlern, 
Schauspielern, Hochschulprofes- 
soren und anderen Akademikern 
unterzeichnet. 


Für eine mutige Bürgerrechtlerin 
wie Vera Lengsfeld sind solche 
Angriffe allerdings nichts Neues. 
Bereits die DDR-Staatssicherheit 
hatte etwa 50 Mitarbeiter auf sie 
angesetzt, um sie auszuspionie- 
ren. 


Geholfen hat das alles der DDR 
nicht, sie existiert heute nur noch 
in den Geschichtsbüchern. 


DER WIDERSTAND WÄCHST! 
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Kurzmeldungen 


Kein Bedarf an 
Extra-Rückkehrprämie 


Die von der Bundesregierung 
im Dezember eingeführte Ex- 
tra-Rückkehrprämie von bis zu 
3.000 Euro (zusätzlich zu den 
laufenden Rückkehrprogram- 
men mit Prämien bis zu 1.200 
Euro pro Person) für abgelehnte 
Asylbewerber hat laut Neue Os- 
nabrücker Zeitung nicht den er- 
wünschten Erfolg gebracht. Von 
Dezember bis Februar sei die 
Zahl der freiwilligen Ausreisen im 
Vergleich zum Vorjahr stark ge- 
sunken. 


Trotz der Prämie hätten sich in 
den drei Monaten nur 4.552 Men- 
schen für eine freiwillige geför- 
derte Ausreise entschieden. Im 
Jahr zuvor seien es — ohne diese 
Prämie — im gleichen Zeitraum 
8.185 Personen gewesen. 


»Grundsätzlich halten wir das 
Programm, das unterschiedliche 
Förderungen abhängig vom Ver- 
fahrensstadium vorsieht, für ein 
gutes Instrument, um flexibel 
und wirkungsvoll Anreize für eine 
freiwillige Ausreise zu setzen«, 


L selbe [Leser 


zitierte das Blatt eine Sprecherin 
des Innenministeriums. 


Wer sich wundert, warum abge- 
lehnte Asylbewerber nicht freiwil- 
lig gehen, sollte sich die Schlag- 
worte der Flüchtlingsindustrie ins 
Gedächtnis rufen: Integration, 
Familiennachzug und »Willkom- 
menskultur« oder an die »Sel- 
fies« mit der Bundeskanzlerin 
oder an: 


KEIN MENSCH IST ILEGAL 


WIR BLEIBEN ALLEL 


Hochzeitskorso 
blockiert Autobahn 


»Der türkische Autokorso einer 


Hochzeitsgesellschaft ist am 


Sonnabend [24.03.2018] auf der 


Autobahn 226 völlig aus dem 
Ruder gelaufen: Aus den Autos 
wurden zunächst Schüsse ab- 
gegeben, später stellte sich ein 
Daimler quer und blockierte die 


Fahrbahn. Die Polizei rückte mit 


GAHZ Priv AL: 


»Spalten und herrschen« funktioniert nicht mehr! 


Die schärfste Waffe, die von den Meinungszen- 
soren gegen alle »Abweichler« eingesetzt wird, 
ist der Vorwurf, »rechts« zu sein. Das Rechte ist 
das Böse, das Linke das Gute. Wer als rechts ver- 
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einem Großaufgebot an, es wur- 
den sechs Schußwaffen sicher- 
gestellt. « 


Hamburger Morgenpost 
(mopo.de), 25.3.2018 


Weitere 3 Milliarden 
für die Türkei 


Die Türkei soll weitere drei 
Milliarden Euro aufgrund des 
»Flüchtlingsdeals« erhalten, um 
syrische Bürgerkriegsflüchtlinge 
zu versorgen. Gleichzeitig führt 
die Türkei Krieg in Syrien und 
produziert damit immer weitere 
Flüchtlinge. Eine Spirale, die 
Erdogans Traum vom neuen Os- 
manischen Reich wahr werden 
lassen könnte, finanziert von Eu- 
ropas Steuerzahlern. 


Uwe Tellkamp, Bestseller-Autor 
und Träger des Deutschen 
Nationalpreises, am 8.3.2018 


Diese Spaltung der Bürger in »gut« und »böse« 
gelingt den Herrschenden aber immer weniger. 
Nachdem etwa eintausend »unverdächtige« Per- 
sönlichkeiten den auf Seite 9 zu lesenden Aufruf 


unterzeichnet haben, geraten die Spalter in Not. 
Und dann wagte es der bis dahin hochangesehene 
Suhrkamp-Buchautor Uwe Tellkamp vor großer 
Kulisse auch noch, zuzugeben, daß er befürchte, 
die massenweise Einwanderung junger Muslime 
würde das Land zu seinem Nachteil verändern. 
Wer das aber sage, werde dadurch »herabgewür- 
digt« und in die rechte Ecke gestellt. 

Die perfiden Methoden der Spalter des Volkes 
ziehen nicht mehr — ein Grund zur Freude! 


Ihre UN-Mitarbeiter 


dächtigt wird, dem droht schnell, in einen braunen 
Sumpf geworfen zu werden — mit seinen Argu- 
menten muß man sich dann nicht mehr auseinan- 
dersetzen. 


Bei den Tausenden, die seit Jahren regelmäßig 
montags mit PEGIDA in Dresden gegen die Isla- 
misierung protestieren, ist das bisher weitgehend 
gelungen. Auch die Massenproteste ganz norma- 
ler, besorgter Bürger in Bautzen, Cottbus oder 
Kandel wurden in diese Schublade gesteckt und 
abgetan. 


IM FREUNDESKREIS 
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»Seefahrt ist (in) not!« 


»Seefahrt ist not!«, betitelte der 
Schriftsteller Gorch Fock seinen 
1913 erschienenen Roman. Glei- 
ches könnte man heute über das 
nach ihm benannte Segelschul- 
schiff, den »Stolz der Flotte« sa- 
gen. 


»Extrem zugespitzt hat sich die 
Entwicklung seit der Bundes- 
wehrreform 2012. Die Zerschla- 
gung der bis dahin bestehenden 
Strukturen der Marinearsenal- 
standorte in Kiel und Wilhelms- 
haven rächt sich jetzt.«, schrei- 
ben die Kieler Nachrichten. 


Die Gorch Fock, das 89 Meter 
lange Segelschulschiff der Bun- 
desmarine, wurde am 17.12.1958 
in Dienst gestellt, kostete 8,5 Mil- 
lionen DM und ist der ganze Stolz 
der Flotte. 

In den Jahren 1985 und 1991 
gab es verschiedene Umbauten 
und 2000/2001 eine längere 
Werftliegezeit 

Anfang 2010 wurde das Schiff 
zur Vorbereitung auf eine Welt- 
umrundung bei einer Werft in Els- 
fleth generalüberholt. Nach der 
Rückkehr von der Reise in den 


SEPA-Lastschriftmandat 


Heimathafen Kiel war Ende 2011 
eigentlich nur eine Instandset- 
zung des Unterwasseranstrichs 
vorgesehen. Doch dabei wurden 
massive Rostschäden entdeckt. 
Die Reparatur, mit Kosten von 
einer Million Euro kalkuliert, dau- 
erte bis 2014. Nach der Schluß- 
rechnung hatten sich die Kosten 
auf rund 10 Millionen Euro sum- 
miert. 


Zwei Jahre später liegt das Schiff 
wieder in der Werft. Für die neu- 
erliche Überholung wurden dies- 
mal 20 Millionen Euro und minde- 
stens 15 Monate Werftliegezeit 
einkalkuliett. Größter Posten 
sollte der Bau von drei neuen 
Masten sein. Die alten Masten 
hatten mittlerweile erhebliche 
Schwachstellen durch Rost. 
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Doch wieder einmal hatten sich 
die Verantwortlichen gründlich 
verrechnet: Im Januar 2017 wur- 
de bekannt, daß die gesamten 
Sanierungsaufwendungen wohl 
mindestens 75 Millionen Euro 
kosten würden! Neu entdeckt 
wurden Schäden am Rumpf (erst 
2014 repariert) und am Deck, das 
komplett erneuert werden muß 
(erst 2008 erneuert). 75 Millionen 
Euro, die vom Verteidigungsmini- 
sterium bewilligt wurden. 


Gut ein Jahr später liegt das 
Schiff noch immer seeuntüchtig 
im Trockendock, obwohl die 75 
Millionen weitgehend ausgege- 
ben sind. Der aktuelle Kosten- 
voranschlag für die Fertigstellung 
beläuft sich inzwischen auf 135 
Millionen Euro - vorläufig! 


Das mit 115 Metern Länge z. Zt. 
größte Marine-Segelschulschiff 
der Welt, die 2016 in Peru in 
Dienst gestellte Uniön, kostete 
70 Millionen US-Dollar. 


Man denkt unwillkürlich an den 
BER, Stuttgart 21 oder an den 
Transrapid, der heute in China 
fährt. 

Gute Nacht Deutschland, wenn 
es so weitergeht! 
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"Peking und Berlin 
haben etwas 
gemeinsam - 
heide arbeiten an 
einem Hauptstadt- 
flughafen. 

Der Unterschied: 
Seit vor zehn 
Jahren die 
BER-Arheiten 
begonnen 

haben, haben die 
Chinesen bereits 
60 neue Flughäfen 
fertiggestellt.« 


Handelsblatt Online, 10.4.2017 


www.un-nachrichten.de 
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Achtung, kein Aprilscherz! 


Ein verspäteter Aprilscherz, was 
Sie hier lesen? Unwahrschein- 
lich, denn kaum einer würde eine 
solche verrückte »April-April«- 
Veräppelung glauben. 


Nein, es war leider auch kein 
verfrühter Aprilscherz, als Luft- 
hansa-Vorstand und Eurowings- 
Chef Thorsten Dirks auf einem 
handverlesenen Unternehmertag 
im März zur Drama-Groteske des 
Berliner Flughafens BER erklär- 
te: 


»Meine Prognose ist: Das 
Ding wird abgerissen und 
neu gebaut.« 


Es war eine geschlossene Veran- 
staltung der Mountain Capital Ma- 
nagement AG am Tegernsee, zu 
der »einflußreichste Persönlich- 
keiten aus 36 Ländern« geladen 
waren. Zu den Rednern gehörten 
u.a. Ex-Bundespräsident Gauck, 
Ex-Außenminister Fischer, Un- 
ternehmensberater Roland Ber- 
ger, Ex-Air-Berlin-Chef Joachim 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souve- 
ränität und Selbstbestimmung der Nationen, für das Heimatrecht der Völker 
im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 
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DAS LETZTE 


Hunold wie eben auch besagter 
Thorsten Dirks. Das Zitat sickerte 
durch, und flugs wurde es als 
»zugespitzte Äußerung« herun- 
tergespielt. »/In kleinen Zirkeln 
werde aber sehr wohl über einen 
Teilabriß einzelner BER-Gebäu- 
de diskutiert« hieß es. 


Jeder ernsthafte Kommentar zu 
diesem Milliardengrab aus Un- 
fähigkeit und Schlamperei wäre 
zuviel. 


Wir schlagen deshalb vor: 


e Neubau auf einem Gelände 
nebenan, die Ruine aber nicht 
abreißen, sondern im Sinne der 
»Erinnerungskultur« als Mahn- 
mal für Steuergeldverschwen- 
dung stehen und von der Natur 
überwuchern zu lassen und 


e den Neubau-Auftrag an die 
Chinesen zu vergeben, denn die 
haben in den letzten Jahren in 
China Dutzende von modernen 
Flughäfen erfolgreich aus dem 
Boden gestampft. 
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